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Begründung 

zur 

Großen Anfrage der Fraktion der FDP 

betr. zukünftige Steuerpolitik der Bundesregierung 
- Drucksache V/2208 (neu) - 


Zu Frage 1 

Nach dem Finanzbericht 1968 werden die Steuereinnahmen des 
Bundes, der Länder, der Gemeinden und die Einnahmen aus 
Lastenausgleichsabgaben auf insgesamt 121 500 Mio DM ge- 
schätzt. Das sind 23,8 v. H. vom Bruttosozialprodukt. Damit 
weist neben Frankreich die Bundesrepublik Deutschland inner- 
halb der EWG die höchste Steuerbelastungsquote auf. 

Ebenfalls nach dem Finanzbericht 1968 betrug die Belastung des 
Bruttosozialprodukts mit Steuern und Sozialversicherungsbei- 
trägen in der Bundesrepublik Deutschland bereits im Jahr 1965 
34, 5M). Mit dieser Belastungsquote lag die Bundesrepublik 
Deutschland bereits 1965 in der Spitzengruppe der westlichen 
Welt. 

Inzwischen sind durch Steuererhöhungen und durch Einschrän- 
kungen von Steuerprivilegien hohe zusätzliche Belastungen 
eingetreten, die allein für 1968 auf 5,5 Mrd. DM geschätzt wer- 
den. Dazu kommen die zusätzlichen Belastungen aus der Er- 
höhung der Sozialversicherungsbeiträge, die mit mindestens 
2,4 Mrd. DM angegeben werden. Die Steuerbelastungsquote in 
der Bundesrepublik Deutschland hat demnach eine beträchtliche 
Aufwärtstendenz, die die volkswirtschaftliche Leistungsfäig- 
keit überfordert. 

Die Finanzreform und die damit notwendigerweise zu verbin- 
dende Steuerreform sollen die Grundlage für ein modernes 
Steuersystem schaffen. Nach vorliegenden Äußerungen von 
Regierungsmitgliedern soll mit der Finanz- und Steuerreform 
keine Steuererhöhung verbunden sein. Der Verlauf der bis- 
herigen Diskussion um den Entwurf eines Finanzreformgesetzes 
hat aber schon jetzt einen Finanzbedarf, insbesondere der Ge- 
meinden, erkennen lassen, der die Gefahr steigender Steuern 
nicht aussdiließt. Bezüglich der Grundsteuer liegen konkrete 
Erhöhungsabsichten vor. 
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Die Bundesregierung hat bisher nicht eindeutig zu erkennen 
gegeben, wie sie im Rahmen der Finanzreform vor allem das 
Problem des strukturell steigenden Finanzbedarfs der Gemein- 
den einerseits und der zwingenden Notwendigkeit eines Ver- 
zichts auf weitere Steuererhöhungen andererseits zu lösen 
gedenkt. 


Der Steuerzahler ist nach wie vor besorgt, daß weitere zusätz- 
liche Belastungen auf ihn zukommen. Er wünscht Klarheit über 
die steuerpolitische Entwicklung der nahen und der ferneren 
Zukunft. Deshalb hat die Fraktion der Freien Demokraten diese 
Frage gestellt, wobei sie auch wissen will, welche weiteren kurz- 
fristigen und langfristigen Verschuldungen die Bundesregierung 
beabsichtigt. 


Zu Frage 2 

Das „Gesetz zur Förderung der Stabilität und des Wachstums 
der Wirtschaft" vom 8. Juni 1967 verpflichtet gern. § 12 Abs. 4 
die Bundesregierung, regelmäßig darüber zu berichten, auf 
welchen Rechtsgründen und sonstigen Verpflichtungen die je- 
weiligen Finanzhilfen und Steuervergünstigungen beruhen und 
wann mit deren Beendigung zu rechnen ist (Subventionsbericht). 
Sie hat ferner Vorschläge über den Abbau der Subventionen 
vorzulegen. 

Die Bundesregierung hat zwar mit Drucksache V/2423 den 
„Bericht der Bundesregierung über die Entwicklung der Finanz- 
hilfen des Bundes und der Steuerbegünstigungen für die Jahre 
1966 bis 1968 usw." vorgelegt, sich dabei aber praktisch nur auf 
eine Bestandsaufnahme der verschiedenen Begünstigungen be- 
schränkt. Der Bericht enthält jedoch keine positiven Vorschläge 
über eine frühere Beendigung oder einen stufenweisen Abbau 
der Verpflichtungen oder Vergünstigungen, wie es gesetzlich 
vorgeschrieben wird. 

Die vom Bundesminister der Finanzen bei der Vorlage des 
Bundeshaushaltsentwurfs 1969 aufgestellte Behauptung, daß ein 
Abbau der Subventionen die Überlegungen zur Steuerreform 
stören würde, schiebt die notwendige Steuervereinfachung 
weiter hinaus. 


Zu Frage 3 

In seinem „Gutachten zur Reform der direkten Steuern" vom 
11. Februar 1967 hat der Wissenschaftliche Beirat beim Bundes- 
ministerium der Finanzen aufsehenerregende Vorschläge zur 
Änderung der einschlägigen Gesetze unterbreitet. Danach sol- 
len u. a. der Einkommensteuertarif, die Erbschaftsteuersätze 
erhöht und die degressive Abschreibung beseitigt werden. 
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Rüformvorschläge des Wissenschaftlichen Beirats haben, wie im 
Gutachten selbst betont wird, schon öfter ihren Niederschlag in 
Steuergesetzen gefunden. Deshalb können die jüngsten Reform- 
vorschläge dieses Beratungsgremiums des Bundesfinanzministers 
nicht lediglich als theoretisches Denkmodell abgetan werden. 
Eine eindeutige offizielle Beurteilung des Gutachtens durch den 
Bundesfinanzminister liegt nicht vor, obgleich die interessierte 
Öffentlichkeit wegen der weitgehenden Abänderungsvorschläge 
dringend darauf v/artet. 


Zu Frage 4 

Der Bundesfamilienminister hat vorgeschlagen, die Kinderfrei- 
beträge bei der Einkommensteuer zu erhöhen und zum Aus- 
gleich das Ehegatten-Spiitting dadurch einzuschränken, daß die 
Wirkung des Splittings auf einen Betrag von 2700 DM begrenzt 
wird. Bei Jahreseinkommen über 32 000 DM würde damit künf- 
tig das Ehegatten-Spiitting entfallen. 

Das Splitting-Verfahren wurde vor ca. zehn Jahren eingeführt, 
weil das Bundesverfassungsgericht die damals ohnehin schon 
durchlöcherte Zusammenveranlagung der Ehegatten als ehe- 
und familienfeindlich brandmarkte. Der Bundesfinanzminister 
hat sich für diese Legislaturperiode gegen die Einschränkung 
des Splittings ausgesprochen. Hingegen hat sich die Bundes- 
regierung hierzu noch nicht geäußert. Die Klärung ist um so not- 
wendiger, als im Hause des Bundesfamilienministers diese Vor- 
schläge weiter verfolgt werden. 


Zu Frage 5 

Die unterschiedlichen Steuersysteme in den Staaten der EWG 
beeinflussen den zwischenstaatlichen Handel. Die Abweichun- 
gen in den Steuersystemen und in der Steuerhöhe und der 
daraus folgende unterschiedliche Grenzausgleich der Steuern 
führt ständig zu Wettbewerbsverzerrungen. In der EWG er- 
geben sich auf der Basis der Jahre 1964 bzw. 1965 folgende 
Relationen zwischen direkten und indirekten Steuern: 

direkte Steuern indirekte Steuern 


in v. H. in v. H. 

Niederlande 60,0 40,0 

Bundesrepublik Deutschland 55,4 44,6 

Belgien 45,6 54,4 

Frankreich 42,6 57,4 

Italien 38,4 61,6 


Die Harmonisierung der Steuersysteme ist eingeleitet worden. 
Es wird begrüßt, daß inzwischen die Verwirklichung der vom 
EWG-Ministerrat verabschiedeten Umsatzsteuerharmonisie- 
rungs-Richtlinien beginnt. Doch kann es nicht bei der Anglei- 
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chung der Umsatzsteuer bleiben. Insbesondere muß in der 
Belastung der Wirtschaft und der Verbraucher mit direkten 
Steuern, und zwar gewinnabhängigen und gewinnunabhängigen 
harmonisiert werden, um Wettbewerbsverzerrungen zu besei- 
tigen. Die Bundesregierung wird daher gebeten, die von ihr 
angestrebte Entwicklung im Verhältnis der Steuern unterein- 
ander darzulegen. 

Bonn, den 12. September 1968 

Mischnick und Fraktion 
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